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Geschäftsordnung der Herner Präventions- und Gesundheitskonferenz vom 
10. Juli 2017 
  
 
§ 1 Rechtsgrundlage 

Die Stadt Herne richtet gemäß § 24 
des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst des Landes Nord-
rhein-Westfalen (ÖGDG) vom 
25.11.1997 (GV NW S. 430) eine 
Kommunale Präventions- und Ge-
sundheitskonferenz ein. 

 
§ 2 Definition 

(1) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz ist eine an Regeln gebundene 

Form der Zusammenarbeit, mit der 

die örtlichen Akteure des Bildungs-, 

Gesundheits- und Sozialwesens, aus 

Pflege und Sport sowie der Jugend- 

und Altenhilfe die Verbesserung der 

Versorgungssituation und der Lebens-

qualität in allen Lebensphasen anstre-

ben – unter kontinuierlicher Einbezie-

hung des bestehenden Versorgungs-

systems.  

(2) Diese Zusammenführung des örtlichen 

Fachwissens erfolgt mit dem Ziel, ge-

meinsame, auf die spezifische Situati-

on der Stadt zugeschnittene Hand-

lungsperspektiven zu erarbeiten. 

(3) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz ist ein freiwilliger Zusammen-

schluss, der die Eigenständigkeit der 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

nicht einschränkt. 

 
§ 3 Grundsätze 

(1) Zentraler Grundsatz der Arbeit im 

Rahmen der Präventions- und Ge-

sundheitskonferenz ist die Konsens-

findung. Die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer bekunden die Bereitschaft 

zur Kooperation mit anderen Instituti-

onen, Initiativen, Vereinen, Arbeits-

kreisen, Selbsthilfegruppen und enga-

gierten Bürgerinnen und Bürgern. 

(2) Im Rahmen der Präventions- und Ge-

sundheitskonferenz arbeiten präven-

tionsrelevante Akteure zusammen. Al-

le Akteure akzeptieren sich im Rah-

men der Präventions- und Gesund-

heitskonferenz als gleichberechtigte 

Partner. In den Diskussionen wird zwi-

schen Meinungen und Personen un-

terschieden. 

(3) Im Rahmen der Konferenz hat jede 

Teilnehmerin/jeder Teilnehmer das 

Rederecht. 

(4) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz arbeitet nicht in Konkurrenz zu 

bereits bestehenden Gremien und Ar-

beitskreisen. 

 

§ 4 Aufgaben 

(1) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz berät gemeinsam interessie-

rende Fragen von Prävention und Le-

bensqualität in allen Lebensphasen 

auf örtlicher Ebene mit dem Ziel der 

Koordination und gibt bei Bedarf Emp-

fehlungen. Die Umsetzung erfolgt un-

ter Selbstverpflichtung der Beteilig-

ten. 

(2) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz wirkt an der integrierten Be-

richterstattung und der Initiierung und 

Koordinierung von interdisziplinären, 

fachbereichs- und trägerübergreifen-

den Projekten mit. Ergebnisse und Ex-

pertise des kleinräumigen integrierten 

Monitorings werden mit einbezogen. 

 

§ 5 Teilnehmerkreis/Mitglieder 

(1) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz setzt sich zusammen aus Ver-

treterinnen und Vertretern der Fach-

ausschüsse der Stadt Herne sowie aus 
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Vertreterinnen und Vertretern der 

örtlichen Institutionen, Einrichtungen, 

Gremien, Initiativen und Vereine der 

kommunalen Prävention, der Selbst-

hilfe und des Patientenschutzes sowie 

der gesetzlichen und privaten Kran-

kenkassen. 

(2) Der oben genannte Teilnehmerkreis 

erklärt sich bereit, die ihn in der Kon-

ferenz vertretenden Personen frühzei-

tig und verbindlich zu benennen 

(„Mandatsträger“). 

 

 

§ 6 Vorsitz und Geschäftsführung 

(1) Den Vorsitz der kommunalen Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz 

führt die/der Dezernent/in für Sozia-

les, Gesundheit, öffentliche Ordnung 

und Sport. Der Vorsitzende über-

nimmt die Moderation und Leitung 

der Sitzungen der Präventions- und 

Gesundheitskonferenz. 

(2) Die Geschäftsführung obliegt aufgrund 

§ 23 ÖGDG dem Fachbereich Gesund-

heit. 

 

§ 7 Aufgaben der Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung der Präventions- 

und Gesundheitskonferenz und der 

Projektgruppen obliegt der Geschäfts-

stelle der Präventions- und Gesund-

heitskonferenz, die aufgrund § 23 

ÖGDG im Fachbereich Gesundheit der 

Stadt Herne verortet ist. 

(2) Die Geschäftsstelle moderiert den 

Zielfindungsprozess und die Themen-

wahl zwischen allen beteiligten Akteu-

ren. Sie unterstützt die Präventions- 

und Gesundheitskonferenz bei der 

Vorbereitung, Begleitung und Bera-

tung der Projektgruppen sowie bei der 

Umsetzung der verabschiedeten Emp-

fehlungen. Die Geschäftsstelle ist Ko-

ordinierungsstelle zwischen der Prä-

ventions- und Gesundheitskonferenz 

und ihren Projektgruppen sowie der 

gesamtstädtischen Koordinations-

gruppe Prävention. 

 

§ 8 Sitzungen und Arbeitsweise 

(1) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz tagt in der Regel zweimal jähr-

lich. 

(2) Die Geschäftsführung beruft die Prä-

ventions- und Gesundheitskonferenz 

schriftlich mindestens 6 Wochen vor 

Sitzungstermin ein. Die Einladung mit 

Tagesordnung und ggf. weiteren Bera-

tungsunterlagen erfolgt mit einer 

Mindestfrist von 14 Tagen. 

(3) In die Tagesordnung sind die Vor-

schläge aufzunehmen, die mindestens 

4 Wochen vor der Sitzung bei der Ge-

schäftsführung eingegangen sind. Die 

Präventions- und Gesundheitskonfe-

renz behält sich vor, die Tagesordnung 

zu Beginn der Sitzung zu genehmigen 

bzw. zu verändern. 

(4) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz wählt ihre Arbeitsthemen. Die 

Themenvorschläge können aus dem 

Kreis der Mitglieder stammen oder 

von außen an die Präventions- und 

Gesundheitskonferenz herangetragen 

werden. 

(5) Die Ergebnisse der Präventions- und 

Gesundheitskonferenz werden in 

Form eines Tagungsprotokolls der Öf-

fentlichkeit und allen Teilnehmerin-

nen und Teilnehmern zugänglich ge-

macht. 

(6) Die Konferenzteilnehmerinnen und -

teilnehmer streben an, einvernehmli-

che Handlungsempfehlungen zu erzie-

len. Im Sinne des Kooperationsgedan-

kens wird eine gemeinschaftliche Um-

setzung der Handlungsempfehlungen 

verfolgt. Die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer erklären ihre Bereitschaft, 

die Empfehlungen der Präventions- 
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und Gesundheitskonferenz in ihrer 

Arbeit zu berücksichtigen. 

(7) Die Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz kann bei Bedarf zu speziellen 

Themen Projektgruppen einrichten. 

Diese werden nach der Präventions- 

und Gesundheitskonferenz die offen-

gebliebenen Fragen klären. 

 
§ 9 Bildung und Aufgaben von Projektgrup-
pen 

(1) Zur Bearbeitung der gewählten The-
men und ggf. zur Vorbereitung von 
Empfehlungen richtet die Präventions- 
und Gesundheitskonferenz Projekt-
gruppen ein. Diesen sollen die für den 
Themenbereich verantwortlichen Ent-
scheidungsträger, Fachkräfte und Ex-
pertinnen/Experten der Mitglieder der 
Präventions- und Gesundheitskonfe-
renz angehören. Institutionen sowie 
Expertinnen und Experten von außen 
sollen beteiligt werden. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
unterstützen die Geschäftsstelle der 
Präventions- und Gesundheitskonfe-
renz bei der Erstellung von Informati-
onsgrundlagen und Materialien (Inte-
grierte kommunale Berichterstat-
tung). 

(3) Die Projektgruppenleitung liegt bei ei-
ner durch die Präventions- und Ge-
sundheitskonferenz oder durch die 
Projektgruppe beauftragten Person. 
Die/der Projektgruppenleiter/innen 
sind gleichzeitig Sprecher/innen der 
Projektgruppen. Sie tragen die Ergeb-
nisse in der Präventions- und Gesund-
heitskonferenz vor und sind für die 
Bearbeitung der Fragestellungen in 
dem vorgegebenen Zeitplan verant-
wortlich. Protokolle dokumentieren 
die Arbeit in den Projektgruppen. 

 
 
§ 10 Abstimmungs- und Beschlussfähigkeit 

(1) Die Präventions- und Gesundheitskon-
ferenz ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 

(2) Alle Entscheidungen der Präventions- 
und Gesundheitskonferenz – wie auch 

der Ausspruch von Empfehlungen – 
bedürfen der Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder. Gleichzeitig ist erfor-
derlich, dass die von der Umsetzung 
betroffenen Mitglieder der Präven-
tions- und Gesundheitskonferenz der 
Empfehlung zustimmen. Dieses Votum 
kann auch vorab schriftlich abgegeben 
werden. 

 
 
§ 11 Änderung der Geschäftsordnung und 
Inkrafttreten 

(1) Änderungen der Geschäftsordnung 
können nur per ¾-Mehrheit beschlos-
sen werden. 

(2) Die Geschäftsordnung tritt mit Be-
schluss der ersten Sitzung der Präven-
tions- und Gesundheitskonferenz vom 
10.07.2017 in Kraft. 

 
Herne, den 10. Juli 2017 


